
der Angeklagte zum Nationalsozialismus hatte. Mit dem immer wieder zitierten „Treuebruch" 
war nichts anderes als die Verletzung nationalsozialistischer Führungsgrundsätze gemeint. 
Wer sich diesen nicht unterwerfen wollte, bekundete damit einen verbrecherischen Willen und 
mußte hart bestraft werden.
Der sowjetzonale Staatsrat bringt in seinen Beschlüssen und Erlassen zur Rechtspflege Tenden­
zen zum Ausdruck, die in derselben Richtung liegen. Er richtet die Strafpolitik der Zonengerichte 
ebenfalls auf die Persönlichkeit des Täters und auf dessen Verhalten zur „Arbeiter-und 
Bauern-Macht" und zum „sozialistischen Aufbau" aus. Dem Feinde soll mit aller Härte begegnet 
werden, während gegenüber demjenigen, der nicht als „Feind" der sozialistischen Gesellschafts­
ordnung anzusehen ist, „in der richtigen Weise differenziert" werden soll. Es kommt also 
auch hier auf die Einstellung des Täters zu den politischen Machthabern, auf seine Gesinnung an.
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Willensstrafrecht

„ . . .  Wir bekennen uns zu einem Strafrecht, das man 
üblicherweise Willensstrafrecht nennt. ... das richtig ver­
standene Willensstrafrecht will den strafbar schuldig­
gewordenen Täter nicht zum Herrn des Strafrechts, sondern 
zum Gegenstand der strafrechtlichen Einwirkung machen, 
die ihre Art und ihr Ausmaß aus Bedürfnissen der All­
gemeinheit abmißt.
Gerade ein solches Willensstrafrecht verlangt klares 
Erkennen der Persönlichkeit des Täters, seiner durch Erb­
masse, Fremd- und Selbsterziehung und -beeinflussung 
bestimmten Stellung zur Volksgemeinschaft, der Stärke, 
der Beeinflußbarkeit und Wandelbarkeit oder Unbeein­
flußbarkeit der künftigen Entwicklung dieser seiner 
Stellung. . . . "
Quelle: Freisler, „Das kommende deutsche Strafverfahren“ in 
„Deutsche Justiz", 1938, Band II, S. 1253.

Schutz- und Erziehungsfunktion des Strafrechts

„ 6.
Aufgabe des nationalsozialistischen Staates ist es, den 
Treuebrecher, der durch den Treuebruch aus der Gemein­
schaft ausgeschieden ist, durch gerechte sühnende Bestra­
fung zu treffen. Die gerechte Bestrafung dient der 
Festigung, dem Schutze und der Sicherung der Volks­
gemeinschaft, dient aber auch der Erziehung und Besse­
rung des Verbrechers und des noch nicht verlorenen 
Volksgenossen.

Begründung:

Durch gerechte Bestrafung des Verbrechers wird das ver­
letzte Rechtsempfinden und die Treueverbundenheit der 
Volksgemeinschaft wieder hergestellt. Auch wenn man 
von der völligen Ausmerzung oder der zeitweisen Aus-
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„Beschluß des Staatsrates der Deutschen Demokratischen 
Republik über die weitere Entwicklung der Rechtspflege" 
vom 30. Januar 1961 (GBL 1, S. 3)

„ . . . W e n n  Bürger gegen das Recht und damit gegen die 
Grundlagen des gesellschaftlichen Zusammenlebens ver­
stoßen, muß mit der ganzen Autorität unseres Staates und 
unserer Gesellschaft dem Recht und Gesetz Geltung ver­
schafft werden.

Im Kampf gegen die Kriminalität wendet der Staat gegen­
über Feinden der Arbeiter-und-Bauern-Macht und solchen 
Personen, die schwere Verbrechen im Aufträge oder unter 
dem Einfluß imperialistischer Agenturen begehen, die Ge­
setze mit aller Härte an, die zum Schutz der sozialistischen 
Gesellschaft notwendig sind. Bei den Personen, die eine 
Straftat begehen, die zu ihrem sonstigen Verhalten in 
Widerspruch steht, muß man die Ursachen dafür genau 
aufklären und die Kompliziertheit der Bewußtseinsentwick­
lung der einzelnen Menschen beachten. Zu den Feststel­
lungen, die im Strafverfahren zu treffen sind, gehört es 
daher, die konkreten Bedingungen, die zu einer strafbaren 
Handlung führten, den Stand des Bewußtseins des ein­
zelnen und die erzieherische Kraft seines Kollektivs zu 
untersuchen und im Rahmen der Straf- und Erziehungs­
maßnahmen des sozialistischen Rechts in der richtigen 
Weise zu differenzieren. .. "

Thesen zum Strafensystem 
im Entwurf des neuen StGB der „DDR"

„These 1: Arten der Strafen und Strafmaß

(2) Das Strafmaß richtet sich nach der Art und dem Grad 
der Gesellschaftsgefährlichkeit der begangenen Straftat 
und in den hierdurch bestimmten Grenzen nach der bis­
herigen persönlichen Haltung des Täters zur Arbeiter- 
und-Bauern-Macht und ihrer Rechtsordnung, zum sozia­
listischen Aufbau und zu den Regeln des sozialistischen 
Gemeinschaftslebens. Dabei wird unterschieden zwischen 
Rechtsbrechern, die aus Feindschaft oder grundsätzlicher 
Mißachtung gegenüber der sozialistischen Staats- und 
Gesellschaftsordnung Verbrechen verüben, und solchen 
Rechtsverletzern, die aus Undiszipliniertheit, ungefestigtem 
Verantwortungsbewußtsein oder unter dem Eindruck per-
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